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Unsere erste Begegnung war bei der Mitgliederversammlung 1988, einer turbulenten 
Sitzung. Der Institutsleiter Alfred Mechtersheimer war in die Kritik geraten. In der Pause 
stand neben mir ein ernst wirkender Mitarbeiter und zog nervös an seiner Pfeife. Ich 
sprach ihn an. Er ging erfreut und erleichtert auf mein Angebot ein, Informationen zur 
US-Stationierungsplänen in Hessen zu liefern.  

  Erich hatte sich auf die Fragen der US-Stationierung in Bayern und Rheinland-Pfalz 
spezialisiert. Hier begann unsere Zusammenarbeit. Es wurde bald eine Freundschaft mit 
Familienanschluss daraus.  

Als er 1990 in der Nachfolge von Alfred Mechtersheimer den Vorstand – und damit die 
Verantwortung für das Forschungsinstitut übernahm - wurde ich den Vorstand gewählt.  

Die Zeiten wurden härter. Das Institut zog von eigenen Räumen in Starnberg nach 
Weilheim. Bis es im Keller der Privatwohnung der Eenbooms landete. Das Politische 
wanderte ins Private.  

Die Wende 1990 bot eine Chance. In den Vorstand kam ein Konversionsexperte mit 
Militärerfahrungen in der DDR. Doch auch diese Ausrichtung wurde mit der 
vollständigen Abwicklung der NVA irrelevant.  

Nachdem Erich in den 80er und den beginnenden 90er Jahren vier Bücher zur 
Militarisierung, Stationierungspolitik, besonders der US-Streitkräfte in Süddeutschland, 
mit herausgegeben hatte, erschien 1993 seine erste Bestandsaufnahme über den BND 
mit dem etwas schrägen Titel: „Schnüffler ohne Nase“. Damit begann eine neue Ära des 
Instituts. Es sollte in den folgenden Jahren zu einer erstklassischen Informationsstelle 
für militärische und zivile Nachrichtendienste und staatliche Geheimdienste werden. Es 
folgten weitere Bücher über Wirtschaftsspionage, Arbeiten über den BND und seine 
Geschichte in der Bundesrepublik. Doch Erichs Radius beschränke sich nicht auf 
Deutschland: die Datenbänke der USA, unter dem Freedom of Information Act, ließen 
Zugänge zu Materialien zu, die eine internationale Perspektive erlaubten. Neben eigenen 
Werken wurde die Medienarbeit ein wesentlicher Bestandteil des Profils des Instituts. In 
den 35 Jahren seiner Vorstandstätigkeit waren es durchschnittlich 80 Interviews im Jahr, 
also ca. 2800 insgesamt. Hinzu kam die Mitarbeit an zahlreichen Dokumentarfilmen mit 
angesehenen Rundfunkanstalten im In- und Ausland. 

 

 Das Ausmaß des Bestandes an über die Jahre angesammelten Hintergrundmaterialien 
(im Keller!) und die Sachkenntnis des Institutsleiters hatte sich verbreitet. Zahlreiche 



WissenschaftlerInnen und JournalistInnen nutzen das Institut als zuverlässige 
Informationsquelle.  

Dieser Schwerpunkt ermöglichte, in einer Zeit der (scheinbaren) Koexistenz in Europa 
auf die Hintergründe und Interessenlagen von Konflikten in aller Welt hinzuweisen und 
sie sichtbar zu machen.  Es sollte der Aufklärung dienen, wenn friedensgefährdende 
Interventionen vorbereitet und die Bürgererechte eingeschränkt werden sollten.  

Längst hat sich die Welt zum Schlechteren gewandelt. Die Aufklärungsarbeit von Erich 
ist zwischenzeitlich mehr als jemals zuvor notwendig – auch um die Erkenntnisse und 
die Perspektiven einer auf den Frieden zielenden Welt weiter zu verbreiten.  

 

Nicht zuletzt aus diesem Grund bin ich dem Institut treu geblieben. Es war nicht zuletzt 
die Solidität, die Gründlichkeit und die Anständigkeit von Erich, die mich mit ihm und 
dem Institut über die Jahre verband.  

 

Das Institut wagt nun einen Neuanfang. Einen Neuanfang? Nun ja, Erich wird auch 
weiterhin für die Medien einer der wichtigsten Experten für Geheimdienstfragen sein. Mit 
Susanne Meinl ist – zu meiner Freude – eine Historikerin mit in die Verantwortung für das 
Institut gegangen. Was sich in den Arbeiten zum BND und der Vorläuferorganisation 
Gehlen bereits angedeutet hat, friedenspolitische und menschenrechtliche 
Perspektiven auf unsere Geschichte und Gesellschaft kann eine neue Aufgabe für das 
Institut werden. Sie ist mehr als notwendig in Zeiten der zunehmenden Militarisierung 
und der Bedrohung der Politik durch einen neuen Nazismus.  


